
Wie sich die Parteiorganisationen um die praktischen 
Aufgaben kümmern müssen

Es kann den Parteiorganisationen in der Verwaltungen 
nicht gleichgültig sein, wie die Beteiligung an der inner- 

, betrieblichen Schulung ist, ob die Schulung in seminaristischer 
Form durchgeführt wird, ob den Angestellten ein gründliches 
Fachwissen vermittelt wird, ob die Entsendung der Angestell­
ten auf Schulen nach einem Plan geschieht und ob der Nach­
wuchs für die Verwaltungen, die Frauen und Jugendlichen, 
die Arbeiter und Bauern, richtig angeleitet werden.

Die Parteiorganisation der Landesregierung Sachsen- 
Anhalt zum Beispiel hat nicht verhindert, daß von den 200 
aus der Produktion in die Verwaltung geholten Arbeitern 
der größte Teil wieder in den Betrieb zurückging. Als Be­
gründung führten die Arbeiter an: Wenn sie die Arbeit einer 
Woche betrachteten, dann stellten sie fest, daß sie im Betrieb 
mehr geleistet hätten. Die aus den Betrieben in die Ver­
waltung übernommenen Arbeiter wurden ohne genügende 
Anleitung mit Arbeit überlastet oder tagelang mit neben­
sächlichen Arbeiten, wie Stempeln, Blocks abtrennen usw., 
beschäftigt. Das alles hätte nicht geschehen können, wenn die 
Parteiorganisation sich um die neuen Mitarbeiter gekümmert 
und dafür gesorgt hätte, daß ihnen der Übergang in die Ver­
waltungsarbeit in jeder Hinsicht erleichtert wurde. Dann 
hätte diese ganze Maßnahme nicht mit einer Entmutigung 
dieser qualifizierten Arbeiter geendet, sondern zu der be­
absichtigten Verbesserung der Verwaltung geführt.

Für die Verstärkung der demokratischen Wachsamkeit in 
allen Verwaltungen trägt die Partei große Verantwortung. 
Genosse Walter Ulbricht betonte in seinem Referat, daß 
unsere Gegner um so wütender die Sabotage organisieren, 
je größer unsere Erfolge werden. Kaiser hat offen erklärt, 
daß man in Westdeutschland „Legionen“ und ähnliche 
Gangsterorganisationen mit dem Zweck bildet, unsere fried­
liche Aufbauarbeit zu stören. Das gehört zur Kriegsvorberei­
tung des amerikanischen Imperialismus. Die Parteiorgani­
sation muß diese Frage offen vor allen Verwaltungsangestell­
ten erörtern und alle Angestellten zur Wachsamkeit erziehen. 
Im besonderen muß der Kampf gegen die amerikanischen 
Rückversicherer in allen Verwaltungen geführt werden. Ein 
gutes Beispiel dafür, wie dieser Kampf geführt werden muß, 
gab der Oberbürgermeister von Magdeburg, Genosse Philipp 
Daub, in seinem Diskussionsbeitrag auf der Konferenz*).

Schlechte Parteiarbeit — mangelhafte Verwaltungsarbeit
Schon die wenigen angeführten Beispiele zeigen, welche 

Bedeutung die Aufgaben der Parteiorganisation in der Ver­
waltung haben. In manchen Verwaltungen ist jedoch die 
Arbeit der Parteiorganisation noch sehr ungenügend.

So bestand zum Beispiel bei der vor einiger Zeit erfolgten 
Überprüfung der Parteiorganisation der Kreisverwaltung 
Auerbach. dort noch nicht einmal eine arbeitende Leitung. 
Versetzungen und angebliche Arbeitsüberlastung hatten 
dahin geführt, daß nur der Parteisekretär, der mit dieser 
Funktion kommissarisch beauftragt war, die Partei leitete. 
Es fehlte ihm an Anleitung; Protokolle und Unterlagen waren

*) Siehe Seite 19 dieses Heftes.

ihm sehr ungeordnet übergeben worden. Die Parteiorgani­
sation war in Etagengruppen auf geteilt; alle Verwaltungs­
zweige waren darin durcheinandergewürfelt. In den einzelnen 
Verwaltungszweigen konnte dadurch niemals eine richtige 
Anleitung durch die Partei gegeben werden.

Einen Arbeitsplan kannte die Parteiorganisation nicht. Die 
wichtigsten politischen Ereignisse, wie die Prager Außen­
ministerkonferenz, der Friedenskongreß in Berlin wurden 
nicht behandelt, mit den Beschlüssen des III. Parteitages be­
faßte man sich nicht. Die BGL arbeitete völlig losgelöst von 
der Partei. Der Parteisekretär kannte nicht die Tagesordnung 
einer im Gange befindlichen BGL-Sitzung; dabei sollte dort 
über die Bildung von Brigaden in der Verwaltung, Verbesse­
rung der Arbeitsmethoden und größte Sparsamkeit ver­
handelt werden — Aufgaben, die von der Parteiorganisation 
stärkstens unterstützt werden müssen.

Die Betriebsparteileitung bestand aus jugendlichen Ge­
nossen, die den guten Willen zur Arbeit hatten, aber von der 
Kreisleitung keine Anleitung erhielten. Eine Wandzeitung, 
die die politischen Tagesfragen und die innerbetrieblichen 
P r o b l e m e F r a g e n  des Kampfes gegen den Bürokratismus, 
unseres Friedenskampfes usw. — behandelte, gab es nicht. 
Es existierte nur eine Bildpropaganda. Für die politische 
Arbeit in der Kreisverwaltung fanden auch die Genossen Ab­
teilungsleiter und der Landrat nicht immer das notwendige 
Verständnis. Das gaben die Genossen selbstkritisch zu. Bis 
vor kurzem war noch der Genosse Landrat Sekretär der 
Parteiorganisation.

Die mangelhafte Arbeit der Partei spiegelte sich in der 
Arbeit dieser Kreisverwaltung wider. In den Dezernaten 
wurde nicht nach Arbeitsplänen gearbeitet. Es konnten keine 
Angaben darüber gemacht werden wie weit die Gesetze und 
Verordnungen der Regierung in den Gemeinden realisiert 
worden sind. Es war nur eine ungenügende Kontrolle der 
Gemeindeabteilung und der Instrukteurabteilung über die 
Arbeit in den Gemeinden vorhanden.

An desem Beispiel zeigt sich einmal, daß die Arbeit 
der Verwaltung leidet, wenn die Parteiarbeit schlecht ist, 
zum andern aber auch, wie wichtig eine richtige Anleitung 
gerade unserer Parteiorganisationen in den Verwaltungen 
durch die* übergeordneten Parteileitungen ist. Die Über­
prüfung der Mitglieder und Kandidaten unserer Partei wird 
und muß mit zur Verbesserung der Parteiarbeit in den Ver­
waltungen beitragen.

Die Beschlüsse des III. Parteitages müssen schnellstens 
realisiert werden

Die Aufgabenstellung in der Entschließung des III. Partei­
tages sind für jeden Genossen in der Verwaltung Gesetz. Es 
heißt dort:

„Darum muß die Partei sehr wachsam sein, um die ge­
fährlichen Tendenzen einer Loslosung verantwortlicher 
Funktionäre In Staat, Verwaltung und Wirtschaft von der 
Partei und von den Massen zu unterbinden. Unbedingt 
muß das leninistische Prinzip durchgesetzt werden, daß 
alle in der öffentlichen Verwaltung tätigen Parteimit­
glieder der Disziplin der Partei unterstehen und ver­
pflichtet sind, diszipliniert die Beschlüsse der Partei durch­
zuführen. Unbedingt haben alle in der Verwaltung tätigen 
Parteimitglieder die Pflicht, in der Parteiorganisation mit­
zuarbeiten und sich am Parteischulungssystem zu be­
teiligen.“

. Jeder Genosse sollte sich mit der Verbesserung der Arbeit 
des Staatsapparates im ersten Jahr des Fünfjahrplans, so 
wie sie Genosse Walter Ulbricht auf der Konferenz von 
Staatsfunktionären in seinem Referat*) entwickelt hat, ver­
traut machen, um die richtige Schlußfolgerung für die Ver­
besserung der Arbeit der Parteiorganisation auch in seiner 
Verwaltung ziehen zu können.

*) Die Rede des Genossen IHbridit auf der Konferenz von Staats­
funktionären sowie die anderen dort gehaltenen Referate und die Dis­
kussionsbeiträge können die Genossen im Aprilheft (4) 1951 des .Demo­
kratischen Aufbau* nadüesen.

Es darf den Parteiorganisationen auch nicht gleichgültig 
sein, ob in den Verwaltungen regelmäßig Arbeitsbesprechun­
gen durchgeführt werden, ob die Verwaltung nach einem 
Arbeitsplan arbeitet, in welchem die Termine und Verant­
wortlichkeit der einzelnen Mitarbeiter festgelegt sind, usw. 
Der vom Landrat des Kreises Senftenberg, Genossen Sprin­
ger, auf der Konferenz erläuterte Arbeitsplan der Kreisver­
waltung und die Methode seiner Durchführung sollten für 
alle Verwaltungen, auch für die Ministerien der Deutschen 
Demokratischen Republik, als Beispiel dienen. Natürlich kann 
es nicht Aufgabe der Parteiorganisation sein, einen solchen 
Arbeitsplan für die Verwaltung aufzustellen. Keine Partei­
organisation in der Verwaltung aber darf sich zufrieden­
geben, bevor nicht auch in ihrer Dienststelle ein solcher Plan 
unter Beteiligung der gesamten Belegschaft erstellt und nach 
ihm gearbeitet wird.
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